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(Nr. 1857.) Geſetz, betreffend die Geſchäftsſprache der gerichtlichen Behörden in Elſaß⸗Lothringen. 
Vom 12. Juni 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, für Elſaß⸗Lothringen, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


F. 1. 
Der F. 12 des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsberfaſſungsgeſetze wird auf 
gehoben. 
$. 2. 


Die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über die Gerichtsſprache ſowie 
des §. 133 Abſatz 3 der Civilprozeßordnung finden auch in den zur ordentlichen 
ftreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehörenden gerichtlichen Angelegenheiten Anwendung. 


$. 3. 
Die Geſchäftsſprache der Notare iſt die deutſche. 


§. 4. 

Wird vor einem Notar unter Betheiligung von Parteien oder Zeugen ver⸗ 
handelt, welche der deutſchen Sprache nicht mächtig ſind, ſo iſt ein Dolmetſcher 
zuzuziehen. 

Sind ſämmtliche bei der Verhandlung mitwirkende Perſonen der fremden 
Sprache mächtig, ſo kann der Notar im Einverſtändniß mit den Parteien und 
Zeugen von der Zuziehung eines Dolmetſchers abſehen. 

Wird ein Dolmetſcher zugezogen, ſo hat derſelbe auf Verlangen einer Partei 
die von ihm zu bewerkſtelligende Ueberſetzung vor der Verleſung ſchriftlich anzu⸗ 
fertigen und zu beglaubigen. Der Notar hat dieſe Ueberſetzung ſeiner Urtunde 
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beizuheften und mit einem Vermerke über die Beiheftung zu verſehen, welcher von 
allen bei der Verhandlung mitwirkenden Perſonen zu unterzeichnen iſt. Den 
Parteien kann auf Verlangen am Rande der Ausfertigung oder Abſchrift der nota- 
riellen Urkunde Abſchrift der als ſolche zu bezeichnenden Ueberſetzung ertheilt werden. 


N 
Die Vorſchriften des Artikels 972 des Code civil über die Aufnahme letzt⸗ 
williger Verfügungen werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 


$. 6. 

Ob und inwieweit für öffentliche Bekanntmachungen der Gerichte, Notare 
und Gerichtsvollzieher der Mitgebrauch einer fremden Sprache zuläſſig ift, beſtimmt 
das Miniſterium. 

§. 7. 


Die zum Zweck der Einſchreibung und Ueberſchreibung bei den Hypotheken⸗ 
ämtern einzureichenden Verzeichniſſe und Auszüge müſſen in deutſcher Sprache ab- 
gefaßt ſein. 

Urkunden, welche in fremder Sprache errichtet und zum Zweck der Ueber⸗ 
ſchreibung vorgelegt werden, muß eine von einem vereideten Ueberſetzer beglaubigte 
Ueberſetzung beigefügt werden. Nur die letztere iſt zu überſchreiben. Stempel⸗ 
und Regiſtrirgebühren werden von der Ueberfegung nicht erhoben. 


$. 8. 
Die Vorſchriften der $$. 10 bis 15 des Geſetzes vom 14. Juli 1871, be⸗ 
treffend Abänderungen der Gerichtsverfaſſung (Geſetzbl. 1871 S. 165), werden 
aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 12. Juni 1889. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 


Herausgegeben im Reſchsamt des Innern. 
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